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Autarkie und Landwirtschaft
Der Stellenwert der Ernährungswirtschaft
in der nationalsozialistischen Kriegsplanung 1933–1945

Die Frage nach der Priorität von Wirtschaft oder Politik ist − als Alternative − sicherlich auch
für das „Dritte Reich“ eine problematische Vereinfachung.1 Denn wenn sich beispielswei-
se herausstellte, dass die deutsche Landwirtschaft mit dem Anspruch, „Nahrungsfreiheit“
zu sichern, überfordert war, dann lag darin deshalb eine hausgemachte Zwangslage, weil
die Lücke durchaus mit Hilfe von Lebensmittelimporten hätte geschlossen werden können.
Dazu aber hätte es einer entsprechenden politischen Entscheidung bedurft. Die Aufgabe der
Selbstversorgung Deutschlands mit Nahrungsgütern konnte in Überschussproduktionszei-
ten wie 1933 durchaus als opportun im Sinne einer argumentativen Unterstützung landwirt-
schaftlicher Interessenpolitik erscheinen. Mit zunehmendem konjunkturellen Aufschwung
und selbst unter Bedingungen von „Erzeugungsschlachten“, das heißt in Zeiten steigender
Nachfrage nach Lebensmitteln, erwies sich die Aufgabe der Schaffung von „Nahrungsfrei-
heit“ durch die deutsche Landwirtschaft aber als unlösbar.2

Reichsernährungsminister und Reichsbauernführer Darré gab diesem Sachverhalt präzisen
Ausdruck, als er darauf hinwies, die „Devisenlage“ bürde dem deutschen Volk „eine zwangs-
weise Autarkie“ auf, ohne zu erwähnen, dass es durchaus eine Frage der Festlegung von Priori-
täten war, wofür die eingenommenen Devisen verwendet würden: für Rüstungsgüter oder
Nahrungsmittel beispielsweise. Dadurch, dass die allgemeine politische Zielsetzung nationaler
Unabhängigkeit mit dem produktionspolitischen Bedürfnis der Absatzsicherung für die Land-
wirtschaft zunächst synchron erschien, erhielt die Absicht der NS-Agrarpolitiker, mit Hilfe
der „Marktordnung des Reichsnährstandes“ jegliche Weltmarktkonkurrenz von der einhei-
mischen landwirtschaftlichen Erzeugung fernzuhalten, Gewicht: „Nahrungsfreiheit“ war mit
politischer Handlungsfreiheit gleichzusetzen, die Sicherheit des Absatzes von Agrarprodukten
war mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit der Sicherheit der Volksernährung als Vorausset-
zung politischer Unabhängigkeit zu koppeln.3

In einer Volkswirtschaft, die von den Nationalsozialisten als „Bedarfsdeckungswirtschaft“
verstanden wurde, hatte der Binnenmarkt ausschließliche Priorität. Dies war eine Konzeption,
die 1933, als der Welthandel zusammengebrochen war, zur konjunkturellen Belebung und zur
Eindämmung der Arbeitslosigkeit Sinn machte. Angesichts der Agrarkrise schien sie sogar den
Vorteil nüchterner Realitätsnähe zu haben. Darré argumentierte, dass die „Gesundung des Bin-
nenmarktes“ gleichzeitig „politische Unabhängigkeit“ gewährleiste und dass die „Bedürfnisse
des Volkes zuerst aus eigenem Boden, aus eigenen Kräften gedeckt werden“ sollten, und erst
das, was dann noch fehle, solle „im Wege des Austausches importiert werden“.4

Dies war sicherlich keine Autarkiekonzeption einer völligen, auf Selbstgenügsamkeit zielen-
den Abkapselung vom Ausland, wie es die agitatorisch-primitive Alternative „Export oder Bin-
nenmarkt“ nahe legte.5 Zur Begründung dieser Konzeption „politischer Unabhängigkeit“, die
auchkonservativeWirtschafts-undAgrarpolitiker indenfrühenDreißigerjahrenvertraten,wur-
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dendieAuswirkungenderWirtschaftsblockadeaufdieKampfkraftDeutschlandsimErstenWelt-
krieg angeführt. Deutschland war damals von allen internationalen Lieferungsreserven abge-
trennt gewesen, hatte aber Gegnern gegenüber gestanden, denen ein globales Wirtschaftspoten-
zial zur Verfügung stand. Das wirtschaftliche Sofortprogramm der NSDAP zum Wahlkampf
vom Sommer 1932 versprach denn auch, dass „innerhalb weniger Jahre der deutsche Boden so
verbessert und seine Bearbeitung so intensiviert werden, dass Deutschland von der ausländi-
schen Lebensmitteleinfuhr unabhängig“ sein werde.6 Hier deutete sich schon an, was im „Drit-
ten Reich“ die „Erzeugungsschlachten“ ab 1934 zeitigten: mehr Einnahmen für die Landwirt-
schaft durch Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung, das heißt durch mehr Leistung.7

Die Reduzierung des Welthandels auf bilateralen Güteraustausch hatte überdies den Vorteil,
eine Neuordnung der Handelsbeziehungen nach politischen Gesichtspunkten zu ermöglichen,
was für die Ernährungswirtschaft eine Verlagerung von Übersee hin zu Agrarexportländern in
Südosteuropa bedeutete. Das Konzept wurde mit Hilfe von Clearing-Abkommen und Schachts
„Neuem Plan“ ab 1934 verwirklicht. Insofern war die Verlagerung des Schwergewichts der
Wirtschaftspolitik auf den Binnenmarkt durchaus keine Preisgabe der Außenwirtschaft, wohl
aber kam sie den absatz- und preispolitischen Interessen der Landwirtschaft 1933 entgegen.8

Die Frage war allerdings, wie das NS-Regime es bewerkstelligen würde, die durch einen
Konjunkturaufschwung gesteigerten Konsumbedürfnisse der Bevölkerung zufrieden zu stel-
len, wenn sie über die Leistungsfähigkeit der deutschen Bauern hinausgehen würden. Die un-
ter den Bedingungen des Jahres 1933 bereitwillig übernommene Aufgabe, „Nahrungsfreiheit“
zustande zu bringen, konnte unter veränderten Marktbedingungen sowohl zu Überforderung
der Landwirtschaft als auch zu Konsumeinschränkungen der Bevölkerung führen. Außerdem
bezog sich die mit dem Autarkiebegriff verbundene Notwendigkeit einer Potenzierung aller
Wirtschaftskräfte des Landes zu seiner immer weiter gehenden Unabhängigkeit ja nicht nur
auf den Ernährungssektor, sondern auf alle Bereiche der Wirtschaft. Eine Ausdehnung der
Reglementierungstechniken von der Ernährungs- auf die Gesamtwirtschaft war aber politisch
nicht durchsetzbar.9

Schließlich garantierte „Nahrungsfreiheit“ allein noch nicht „politische Freiheit“, solange
nicht der Aufbau des Militärapparates im Sinne von „Wehrfähigkeit“ den Handlungsspiel-
raum erweiterte. Die rohstoffintensive Aufrüstung musste aber finanziert werden, und dazu
war Devisen bringende Ausfuhr notwendig. Die Frage war, wie unter diesen Umständen das
Problem der finanzierbaren Einfuhr entweder von industriellen Rohstoffen für die Rüstung
oder von Nahrungsgütern für die Bevölkerung gelöst werden würde. Es war für die Verbrau-
cherinteressen ebenso fatal wie für die Interessen der Landwirtschaft, wenn in Reichsnähr-
standskreisen schon frühzeitig zugestanden werden musste, es sei „klar, dass bei der über-
ragenden Bedeutung der Aufrüstung für die Lebensgemeinschaft des deutschen Volkes die
wenigen verfügbaren Devisen in erster Linie für wehrpolitische Zwecke bereitgestellt werden
müssen“.10 Die Gefahr war groß, dass sich die Agrarpolitik, nachdem sie entsprechende Er-
wartungen geweckt hatte, nicht in der Lage sah, die Nahrungsmittelversorgung aus eigenem
Vermögen zu bewerkstelligen, und für entsprechende Ergänzungseinfuhren keine Finanz-
mittel zur Verfügung gestellt wurden. Das Versagen war angesichts des Anspruchs und der
Möglichkeiten in der NS-Agrarpolitik quasi schon vorprogrammiert.

Hinzu kam die Abhängigkeit der landwirtschaftlichen Produktion von Klima und Witte-
rung. Was sich anlässlich der Rekordernte von 1933 für die Bauern als Ablieferungsrecht und
Abnahmegarantie darstellte, entwickelte sich bald für die Landwirtschaft zu Ablieferungs-
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pflicht und Produktionszwang. Die Gründe hierfür waren unter anderem eine Missernte 1934,
der mit zunehmendem Schwinden der Arbeitslosigkeit steigende Nahrungsmittelkonsum der
Bevölkerung und restriktive Einfuhren von Ernährungsgütern durch Verlagerung der Devi-
senbereitstellung auf Rüstungsmaterial und entsprechende Rohstoffe. Während im Herbst
1935 die Einführung der „Brotkarte“ aus politischen Gründen, das heißt aus Rücksicht auf
das Ansehen des Regimes bei der Bevölkerung, vermieden werden musste, war eine Ratio-
nierung in der Fettwirtschaft über „Kundenlisten“, die den Bezug von Butter und Schmalz
„ordneten“, nicht zu vermeiden.11

Die deutsche Landwirtschaft hatte nicht nur die Aufgabe der Sicherung der Ernährungs-
basis, sie sollte auch durch Entlastung der Handelsbilanz Devisen freimachen, die für Rüs-
tungsimporte dringend gebraucht wurden. Bei ungünstiger Entwicklung der terms of trade,
tendenziell sinkenden Ernteerträgen und steigender Nachfrage aufgrund erfolgreicher Ar-
beitsbeschaffung wurde die Landwirtschaft unter das Diktat maximaler Produktionsleistung
gestellt. Hierbei musste sich die absehbare Bewegung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte
in Richtung auf die sowohl hinsichtlich der Löhne wie der Arbeitsbedingungen wesentlich
attraktiveren Bereiche Industrie und Gewerbe − die so genannte „Landflucht“ − verschärfend
auswirken. Dies waren die Ausgangs- und Rahmenbedingungen für die „Erzeugungsschlach-
ten“, die ab 1934/35 nach dem Vorbild der battaglia del grano in Mussolinis faschistischem
Italien jährlich „geschlagen“ wurden, so lange das „Dritte Reich“ bestand.12

DieBilanzdiesermitaufwändigenpropagandistischenMittelndurchgeführtenProduktions-
steigerungen in der Landwirtschaft war aber vor allem im Hinblick auf die strategische Priori-
tät der Reduzierung der Abhängigkeit vom Ausland ernüchternd. Ohne hier auf Einzelheiten
eingehen zu können, wie etwa die Zweckentfremdung großer Teile der landwirtschaftlichen
Nutzfläche für den Bau von Flughäfen, militärischen Übungsplätzen und Fabrikanlagen,
muss festgehalten werden, dass es die „Erzeugungsschlachten“ in den sieben Friedensjah-
ren nationalsozialistischer Agrarpolitik nicht einmal annähernd schafften, das deutsche De-
fizit an landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Lebensmitteln zu beseitigen. Zwischen 1933
und 1939 stieg die gesamte landwirtschaftliche Produktion zwar um etwa 10 Prozent an, der
Selbstversorgungsgrad Deutschlands erreichte insgesamt aber nie mehr als 85 Prozent; 1939
betrug er 83 Prozent.13

Der Sektor, in dem die schwerwiegendsten Lücken auch während der nationalsozialis-
tischen Zeit bestanden, war jener der tierischen und pflanzlichen Fette. Hier erreichte das
Deutsche Reich 1933/34 einen Selbstversorgungsgrad von nur 53 Prozent, der bis 1938/39 le-
diglich auf 57 Prozent gesteigert werden konnte. Der Mangel an tierischen Fetten konnte we-
gen des strukturellen Defizits an Futtermitteln kaum verringert werden, während die Auswei-
tung der Wiesenflächen und des Futtermittelanbaus andere nicht minder wichtige Bereiche
wie die Getreideproduktion beeinträchtigte. Hier kam es nach einer sehr guten Ernte 1933
in den folgenden beiden Jahren aufgrund großer Trockenheit zu Missernten. Auch in den
folgenden Jahren stieg die Getreideproduktion nur unwesentlich an. Neben dem Anwachsen
des Importbedarfs rief diese Entwicklung auch einen Futtermittelmangel und folglich eine
Verringerung des Viehbestandes hervor. Der Futtermittelimport musste 1934/35 aufgrund
des drastischen Einbruchs in der Getreideproduktion um 152 Prozent angehoben werden.
Nach Ansicht von Fachleuten fehlten im Winter 1935/36 mindestens zwei Millionen Ton-
nen Brotgetreide und „mehrere“ hundert Tausend Tonnen Fett, so dass in Regierungskreisen
nicht nur von einer „Brotkrise“, sondern auch von einer generellen „Nahrungsmittelkrise“
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gesprochen wurde. Schon damals, im Herbst 1935, zeichnete sich als Konsequenz die Ratio-
nierung von Brot, Mehl und Fett ab.14

Angesichts dieser schwierigen Situation gab es die Alternative, entweder die Einfuhr frei-
zugeben, so dass die inländische Nachfrage befriedigt und das Gleichgewicht der Verbrau-
cherpreise wieder hergestellt werden konnte, oder den Konsum, der sich aufgrund des all-
gemeinen ökonomischen Aufschwungs neu belebte, erheblich einzuschränken. Darré, der
seinerseits unter dem starken Druck stand, das Einkommen der Landwirte zu erhalten und
möglichst zu erhöhen, trat entschieden für eine massive Einfuhr ein und fand hierin zunächst
Hitlers Unterstützung, der sehr darauf bedacht war, das Wohlwollen der Massen nicht zu
verlieren und den Imageverlust, der mit der Einführung einer „Brotkarte“ mitten im Frieden
verbunden gewesen wäre, zu vermeiden. So wurden zusätzliche Devisen für Nahrungsmittel-
einfuhren bereitgestellt.15

Hjalmar Schacht, der seit März 1933 wieder als Reichsbankpräsident amtierte, seit August
1934 auch mit der Führung der Geschäfte des Reichswirtschaftsministeriums betraut war und
seit Mai 1935 „Generalbevollmächtigter für die Kriegswirtschaft“ war, vertrat dagegen eine zu-
rückhaltende Importpolitik, indem er auf die passive deutsche Handelsbilanz sowie eine mög-
liche Gefährdung der Stabilität der Währung hinwies und im Übrigen mit kritischen Seiten-
hieben auf die Marktregelung des Reichsnährstandes für Nahrungsmittel die Ausgaben für die
Getreideeinfuhr als „Verschwendung“ bezeichnete.16 Aber auch innerhalb der NSDAP, insbe-
sondere bei den Gauleitern, übte man an Darrés Agrarpolitik massive Kritik. In ihren Augen
zog sie eine Preiserhöhung für die wichtigsten Lebensmittel nach sich und wirkte sich damit
nachteilig auf die Stimmung der Bevölkerung aus, die eine sehr schwere Wirtschaftskrise erlebt
hatte und mit dem Wiederaufschwung große Hoffnungen in das „Dritte Reich“ setzte.17

Der Gegensatz zwischen Darré und Schacht gehört durchaus in einen größeren ökonomi-
schen und politischen Zusammenhang, weil hier grundsätzliche Positionen ordnungspoliti-
scher Art auf dem Felde der Devisenbewirtschaftung ausgetragen wurden. Schon im Juli 1931
hatte das Handelsbilanzdefizit zur offiziellen Bewirtschaftung von Devisen geführt. Im Juni 1934
erreichten die staatlichen Reserven einen Tiefstand. Schacht wollte die knappen Devisenvorräte
erhalten und die von der deutschen Wirtschaft in der Periode vor der Weltwirtschaftskrise vor
allem im industriellen Außenhandel eroberte Spitzenrolle verteidigen. Dazu waren Rohstoffe
nötig, die zum Großteil eingeführt werden mussten. Weil Deutschland ein typisches Verede-
lungsland sei, müsse es den Gedanken der Weltwirtschaft bejahen und den Gedanken der Au-
tarkie ablehnen, erklärte er. Schacht war der Meinung: „Autarkie bedeutet immer Armut […]
Es ist eine Selbstverständlichkeit, dass sich Deutschland einen kräftigen Binnenmarkt schaffen
und erhalten will, aber gerade um dieses Binnenmarktes willen legt es ebenso Wert auf einen
gesunden Außenhandel.“ Nach Schacht war es in Übereinstimmung mit den vorherrschenden
Gruppen in der Industrie deshalb unerlässlich, eine offene und dynamische Handelspolitik zu
betreiben. Folglich lehnte er die Position der, wie er sie nannte, „Fanatiker der Autarkie“ ab. Sie
sei mit den grundlegenden Interessen der deutschen Wirtschaft unvereinbar.18

Demgegenüber führte Darré gegen einen Kabinettsbeschluss vom April 1934, jede vermeid-
bare Devisenanforderung von der Reichsbank fernzuhalten, zwei Gesichtspunkte ins Feld:
Erstens müsse aus sicherheitspolitischen Gründen eine angemessene Bevorratung stattfinden,
und zweitens mache die 1934 zu erwartende schlechte Ernte Getreide- und Fetteinfuhren un-
umgänglich. Im Übrigen reklamierte er für sein Ministerium die Verfügungsgewalt über die
Höhe der Nahrungsmitteleinfuhr.19 Im Oktober 1934 fand erstmals eine Chefbesprechung
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unter Vorsitz Hitlers zu dem Konfliktthema statt, wem die Entscheidungskompetenz für die
Devisenbewirtschaftung zustehe. Am 28. Februar 1935 wandte sich Darré wiederum direkt an
Hitler, als Schacht die Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung angewiesen hatte, nur mit sei-
nem Einverständnis Devisenanforderungen aus der Landwirtschaft anzunehmen. Der Grund
hierfür war, dass Darré auf einer Chefbesprechung im Juni 1934 seinen Ministerkollegen noch
versichert hatte, die Getreidevorräte würden ausreichen, um jeder künftigen Ernährungskrise
vorbeugen zu können. Aber schon einen Monat später – offensichtlich unter dem Eindruck
einer neuen Ernteschätzung – hatte er überraschend die Bereitstellung von Devisen in der ge-
waltigen Höhe von täglich 1,3 Millionen Reichsmark gefordert. Im Oktober 1935 wurde dann
erstmals Göring als Vermittler mit der Sache befasst, womit sich dessen Aufstieg zur Entschei-
dungsinstanz in Wirtschaftsfragen ankündigte. Am 4. April 1936 wurde er von Hitler mit der
Lösung der Rohstoff- und Devisenprobleme beauftragt, am 18. Oktober 1936 seine Ernennung
zum Verantwortlichen für den zweiten Vierjahresplan offiziell verkündet.20

Darrés Devisenforderung war weit von dem entfernt, was Schacht zu konzedieren bereit
war, sodass ein Kompromiss nicht gefunden werden konnte. Der Reichsbankpräsident ver-
langte überdies den Abbau der großen Getreidevorräte, die Darré hatte anlegen lassen und
die er aufgrund strategischer, mit dem Führerwillen begründeter Erfordernisse nicht zur Be-
lieferung des inländischen Marktes freigeben wollte. In der Vorratsfrage konnte sich Schacht
zunächst zwar noch gegen Darré durchsetzen. Er untermauerte seine Kritik mit schweren
Vorwürfen der Ineffizienz gegen die nach seiner Ansicht erdrückende Maschinerie und teure
Bürokratie des Reichsnährstandes und seiner „Marktordnung“. Es seien weder die verspro-
chenen Produktionssteigerungen noch die erhofften Deviseneinsparungen eingetreten −
im Gegenteil: Die Ernteerträge beim Getreide waren seit 1933 dramatisch gesunken, und in
ihrem Gefolge stellte sich auch ein Rückgang bei den Viehbeständen ein. Der Einfuhranteil
der Ernährungswirtschaft an der Gesamteinfuhr erhöhte sich zwischen 1934 und 1936 von
34,7 auf 35,5 Prozent. Darré verwies in seiner Antwort auf die schlechte Ernte, die steigenden
Weltmarktpreise und die zunehmende Konsumnachfrage.21

Aber letztlich konnte der Konflikt zwischen Schacht und Darré nicht gelöst werden, so
dass sich Hitler für einen dritten Weg aus dem Dilemma entschied. Er hatte bisher darauf be-
standen, die durchschnittlichen Lebensmittelrationen nicht zu verringern und auch mit Preis-
erhöhungen zurückhaltend zu sein. Die Gefahr, die in einer Rationierung verfügbarer Lebens-
mittel für die Stimmung der Bevölkerung lag, und der unüberwindliche Konflikt der beiden
Minister veranlassten ihn im August 1936 jedoch, die Situation in einer geheimen Denkschrift
grundsätzlich zu klären, die zum Ausgangspunkt des zweiten Vierjahresplans wurde.22 Hitler
setzte darin gegenüber den Wirtschaftsliberalen um Schacht und den Reichskommissar für
die Preisüberwachung, Gördeler, neue Prioritäten durch eine expansive Akzentuierung des
Autarkiegedankens: „Das Ergebnis unserer landwirtschaftlichen Produktion kann eine we-
sentliche Steigerung nicht mehr erfahren […]. Es ist aber gänzlich belanglos, diese Tatsache
immer wieder festzustellen, d.h. festzustellen, dass uns Lebensmittel und Rohstoffe fehlen,
sondern es ist entscheidend, jene Maßnahmen zu treffen, die für die Zukunft eine endgültige
Lösung […] bringen können. Die endgültige Lösung liegt in einer Erweiterung des Lebens-
raumes bzw. der Rohstoff- und Ernährungsbasis unseres Volkes.“23

Darré stimmte Hitler unverzüglich zu und billigte auch Görings Ernennung zum alleinigen
Verantwortlichen für den neuen Vierjahresplan, kam dies doch Schachts endgültiger Aus-
schaltung gleich.24 Im November 1937 wurde er als Reichswirtschaftminister und General-
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bevollmächtigter für die Kriegswirtschaft entlassen, den Posten des Reichsbankpräsidenten
räumte er im Januar 1939. Darrés Sieg sollte jedoch nur von kurzer Dauer sein. Der Reichs-
minister für Ernährung und Landwirtschaft übersah, dass die Entscheidung für Aufrüstung
und Kriegsplanung den industriellen Aufschwung zusätzlich beschleunigte und den Hand-
lungsspielraum drastisch einschränkte, der dem Reichsnährstand bis dahin noch zur Ver-
fügung gestanden hatte und ihm die Zustimmung der ländlichen Bevölkerung sicherte. In
der Denkschrift äußerte sich Hitler in dieser Hinsicht sehr deutlich: „Es ist […] unmöglich,
bestimmte Rohstoffdevisen für den Import von Lebensmitteln zu verwenden, wenn nicht der
deutschen Wirtschaft ein schwerer, ja vielleicht vernichtender Schlag zugefügt werden soll. Es
ist aber vor allem gänzlich unmöglich, dies auf Kosten der nationalen Aufrüstung zu tun.“25

Der Vierjahresplan untergrub also endgültig jegliches Streben nach einer herausgehobenen
Stellung der Bauern im Gesellschaftsgefüge des „Dritten Reiches“. Die Agrarpolitik hatte sich
vielmehr den vorherrschenden Erfordernissen der Aufrüstung unterzuordnen.26 Die rassisti-
sche Bauerntumsideologie, die grundsätzlich jeden harten Produktionsdruck ablehnte, weil
er unter anderem die Gebärfähigkeit der Bauersfrau gefährdete, hatte keine Chance mehr.27

Gegenüber „Brot“ oder gar „Butter“ erhielten „Kanonen“ nun absolute Priorität. So ist die
geheime Zielsetzung des Vierjahresplanes von 1936, Deutschland für einen Expansionskrieg
aufzurüsten, durchaus als Konsequenz einer hausgemachten Zwangslage in der NS-Wirt-
schaftspolitik anzusehen.

Der Konflikt zwischen Darré und Schacht bis zur Wende von 1936 wurde hier deshalb so
intensiv beleuchtet, weil er die Bedeutung kennzeichnet, die der Landwirtschaft und ihrer
Leistungsfähigkeit innerhalb des ökonomischen und politischen Systems des „Dritten Rei-
ches“ zukam. Denn die Schwierigkeiten der nationalsozialistischen Ernährungspolitik wären
sicherlich noch weitaus größer gewesen, wenn das Deutsche Reich im Laufe der Dreißiger-
jahre nicht eine erfolgreiche bilaterale, die Devisenbilanz nicht belastende – weil auf Clearing-
basis stattfindende – Handelspolitik mit ost- und südosteuropäischen Staaten hätte realisieren
können. Hier zeigte sich, wie sehr Schachts „Neuer Plan“ zur Umorientierung der deutschen
Handelspolitik von weltwirtschaftlicher Verflechtung zur Großraumwirtschaft passte, die
von den Nationalsozialisten betrieben wurde.28

Die Bilateralisierung der Handelspolitik brachte die davon betroffenen Partnerstaaten schon
frühzeitig unter deutschen politischen Einfluss. Begünstigt von einer schweren Agrarkrise und
einer gewissen Zurückhaltung der anderen westlichen Großmächte, konnte Deutschland in
wenigen Jahren große Mengen von Lebensmitteln, Futtergetreide und Ölfrüchten insbeson-
dere aus Rumänien, Ungarn, Bulgarien und Jugoslawien einführen, mit einem entlastenden
Effekt für die inländische Landwirtschaft. Diese Länder waren vom Agrarexport abhängig und
hatten in der Weltwirtschaftskrise ihre Absatzchancen auf dem Weltmarkt verloren. Deutsch-
land bot ihnen nun die Abnahme von Agrarprodukten zu Preisen an, die über dem Welt-
marktniveau lagen. Als Gegenleistung erwartete man die Abnahme von Industriewaren, setzte
aber hauptsächlich auf politischen Einfluss durch die sich ergebende wirtschaftliche Abhän-
gigkeit. Diese informelle Durchdringung Südosteuropas ist also durchaus als Vorstufe direkter
Eroberungs- und wirtschaftlicher Ausbeutungspolitik durch die Nationalsozialisten während
des Zweiten Weltkrieges zu sehen. Sie wurde ab 1938 durch den „Anschluss“ Österreichs nicht
unwesentlich erleichtert.29

Schon in Friedenszeiten verschärfte sich im „Dritten Reich“ die Nahrungsmittelreglemen-
tierung durch Kontrolle, Überwachung und Erfassung der Nahrungsgüter vom Erzeuger über
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den Händler bis zum Verbraucher. Sie alle wurden zwischen 1933 und 1939, also schon früh-
zeitig, psychologisch-propagandistisch und durch Zwangsmaßnahmen auf die viel rigideren
Verhältnisse der Kriegsernährungswirtschaft vorbereitet.30 Da der Preis als Regulator für An-
gebot und Nachfrage weitgehend ausfiel, waren es Propagandakampagnen wie beispielsweise
„Kampf dem Verderb“ oder „Fleisch im eigenen Saft“, aber auch ‚sanfte‘ Rationierungsmaß-
nahmen wie etwa „Kundenlisten“, mit denen man vor 1939 versuchte, den Konsumbedarf
der Bevölkerung dem Angebot anzupassen. Es dürfte allerdings eine unzulässige Vereinfa-
chung sein, auf dem Nahrungsmittelsektor von einer „Kriegswirtschaft im Frieden“ zu spre-
chen. Diese Einschätzung, die insbesondere in der DDR-Historiografie zu finden ist, wird
den differenzierter zu sehenden Verhältnissen der NS-Ernährungswirtschaft nicht gerecht.
Dadurch würden auch die Zwangsmaßnahmen der späteren Kriegsernährungswirtschaft in
unzulässiger Weise verharmlost.31

Es wurde schon darauf hingewiesen, dass sich durch die zunehmende Verlagerung des
Schwergewichts der deutschen Wirtschaft auf die industrielle Aufrüstung die Produktions-
bedingungen im primären Sektor immer schwieriger gestalteten. Zum Mangel an Arbeits-
kräften gesellten sich Hemmnisse bei der Mechanisierung der Landarbeit. Und gerade die
forcierte Aufrüstung hatte eine weitere Öffnung der berüchtigten „Preisschere“ zur Folge, das
heißt die Betriebsmittelkosten der Landwirtschaft stiegen schneller als ihre Einnahmen. Auch
in der Bodenmelioration und in der Binnensiedlung waren die konkreten Ergebnisse, die er-
zielt werden konnten, enttäuschend. Zwischen 1933 und 1939 ging die „Neubildung deut-
schen Bauerntums“ sowohl an Zahl wie an Umfang kontinuierlich zurück.32 Neben finanziel-
len, strukturellen und organisatorischen Gründen waren hierfür auch der politische Einfluss
der Großgrundbesitzer und dezidiert rassistische Vorgaben der Blut-und-Boden-Ideologen
bei der Auswahl potentieller Neusiedler ursächlich. Nur im Zuge einer gewaltsamen „Le-
bensraum“-Erweiterung, wie sie zwischen 1939 und 1945 von Hitler-Deutschland versucht
wurde und von Hitler drei Tage, nachdem er 1933 zum Reichskanzler ernannt worden war,
vor Generälen als Leitlinie seiner Politik angekündigt worden war und im „Generalplan Ost“
Konrad Meyers konkrete Formen angenommen hatte, eröffneten sich neue Siedlungspers-
pektiven für das „Dritte Reich“; damit schien auch das Ziel der nationalsozialistischen Bau-
erntumsideologen, der Landwirtschaft im Wirtschafts- und Sozialgefüge Deutschlands mehr
Gewicht zu verschaffen, in greifbare Nähe gerückt.33
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